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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/13684, 16/14815 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Zuständig-
keiten zum Vollzug wirtschaftsrechtlicher Vorschriften1)

§ 1 

Das Gesetz über die Zuständigkeiten zum Vollzug wirt-
schaftsrechtlicher Vorschriften (ZustWiG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Januar 2005 (GVBl S. 17, 
BayRS 700-2-W), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes 
vom 21. Dezember 2010 (GVBl S. 848), wird wie folgt 
geändert: 

1. Art. 1 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) 1Zuständig für den Vollzug des Gesetzes über die 
Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energiewirtschafts-
gesetz – EnWG) vom 7. Juli 2005 (BGBl I S. 1970, 
ber. I S. 3621) sowie der auf der Grundlage des Ener-
giewirtschaftsgesetzes erlassenen Verordnungen ist das 
Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr 
und Technologie, soweit gesetzlich oder auf Grund Ge-
setzes nichts anderes bestimmt ist. 2Entsprechendes gilt 
für den Vollzug der auf der Grundlage des Gesetzes zur 
Förderung der Energiewirtschaft – Energiewirtschafts-
gesetz – (BGBl III 752-1) erlassenen Verordnung über 
Konzessionsabgaben für Strom und Gas (Konzessions-
abgabenverordnung – KAV) vom 9. Januar 1992 
(BGBl I S. 12, ber. I S. 407). 

(2) 1Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung 

                                                           
1) § 1 Nrn. 1 und 2 dieses Gesetzes dienen der Umsetzung  
1. der Richtlinie 2009/72/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 
2003/54/EG (ABl L 211 S. 55) sowie  

2. der Richtlinie 2009/73/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den 
Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/55/EG 
(ABl L 211 S. 94). 

1. die Zuständigkeiten abweichend von Abs. 1 auf an-
dere Behörden zu übertragen, soweit es sich hierbei 
nicht um Aufgaben der Regulierungskammer des 
Freistaates Bayern im Sinn des Art. 1a Abs. 1 
Satz 1 handelt, und 

2. Behörden zu bestimmen, die die Regulierungskam-
mer des Freistaates Bayern bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben im Sinn des Art. 1a Abs. 1 Satz 1 unter-
stützen. 

2Die Mitarbeiter der die Regulierungskammer unter-
stützenden Behörden im Sinn des Satzes 1 Nr. 2 unter-
liegen bei Ausübung dieser Tätigkeit ausschließlich der 
Fachaufsicht der Regulierungskammer sowie den An-
forderungen nach Art. 1b Abs. 2. 3Die die Regulie-
rungskammer unterstützenden Behörden haben die mit 
Ausübung dieser Tätigkeit betrauten Stellen mit einer 
hierfür angemessenen personellen und finanziellen 
Ausstattung zu versehen. 4Die Regulierungskammer 
kann die Geschäftsverteilung zwischen mehreren sie 
unterstützenden Behörden durch ihre Geschäftsordnung 
(Art. 1a Abs. 1 Satz 2) regeln.“ 

2. Es werden folgende Art. 1a bis 1i eingefügt: 

„Art. 1a 
Zuständigkeit der Regulierungskammer 

(1) 1Für den Vollzug der Aufgaben der Landesregulie-
rungsbehörde im Sinn des § 54 Abs. 2 EnWG ist die 
Regulierungskammer des Freistaates Bayern zuständig. 
2Die Regulierungskammer gibt sich eine Geschäftsord-
nung, die auf der Internetseite der Regulierungskammer 
veröffentlicht wird. 

(2) Die Regulierungskammer wird gerichtlich und au-
ßergerichtlich durch ihren Vorsitzenden vertreten. 

(3) Die Regulierungskammer ist oberste Dienstbehörde 
im Sinn von § 96 Satz 1 der Strafprozeßordnung sowie 
Art. 6 Abs. 3 Satz 3 des Bayerischen Beamtengesetzes. 

Art. 1b 
Unabhängigkeit der Regulierungskammer 

(1) Die Regulierungskammer und deren Mitglieder 
üben ihre Tätigkeit im Rahmen der Gesetze unabhängig 
und in eigener Verantwortung aus. 

(2) 1Die Regulierungskammer und deren Mitglieder 
üben ihre Tätigkeit unparteiisch und unabhängig von 
Marktinteressen aus. 2Der Regulierungskammer und 
deren Mitgliedern ist es untersagt, 

1. bei der Wahrnehmung ihrer Regulierungsaufgaben 
Weisungen von Regierungsstellen und anderen öf-
fentlichen oder privaten Einrichtungen einzuholen 
oder entgegenzunehmen und 
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2. als Organmitglied, Arbeitnehmer oder freiberufli-
cher Mitarbeiter eines Energieversorgungsunter-
nehmens im Sinn des § 3 Nr. 18 EnWG oder eines 
Verbands der Energiewirtschaft tätig zu werden. 

3§ 33 Abs. 1 des Beamtenstatusgesetzes sowie Art. 20 
und 21 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgeset-
zes bleiben unberührt. 

Art. 1c 
Besetzung der Regulierungskammer 

(1) 1Die Regulierungskammer entscheidet in der Beset-
zung mit einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern; so-
weit ein Gesetz nicht ein anderes bestimmt, ist die ab-
solute Mehrheit der Stimmen maßgeblich. 2Kostenfest-
setzungen nach § 91 EnWG können auch durch ein ein-
zelnes Mitglied der Regulierungskammer oder durch 
die Geschäftsstelle der Regulierungskammer getroffen 
werden. 

(2) 1Abweichend von Abs. 1 Satz 1 kann der Vorsitzen-
de der Regulierungskammer einzelne Verwaltungsver-
fahren oder eine bestimmte Art von Verwaltungsver-
fahren nach dem Energiewirtschaftsgesetz durch unan-
fechtbaren Beschluss einem der Beisitzer zur alleinigen 
Entscheidung übertragen, wenn 
1. die Sache keine wesentlichen Schwierigkeiten in 

tatsächlicher oder rechtlicher Hinsicht aufweist, 
2. die Sache keine grundsätzliche Bedeutung hat und 
3. kein Beteiligter einen Antrag auf Entscheidung 

durch die Regulierungskammer in der Besetzung 
mit einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern stellt. 

2Der Antrag nach Satz 1 Nr. 3 kann bis zur Zustellung 
der Entscheidung der Regulierungskammer an den Be-
teiligten gestellt werden.  

(3) 1Ist eine Übertragung nach Abs. 2 Satz 1 erfolgt, 
legt der zur alleinigen Entscheidung berufene Beisitzer 
die Sache der Regulierungskammer vor, wenn im Lauf 
des Verfahrens die Voraussetzungen nach Abs. 2 Satz 1 
Nrn. 1 bis 3 entfallen. 2In diesem Fall übernimmt die 
Regulierungskammer das Verwaltungsverfahren durch 
unanfechtbaren Beschluss zur Entscheidung in der Be-
setzung mit einem Vorsitzenden und zwei Beisitzern. 
3Die Vorlage eines Verwaltungsverfahrens nach Satz 1 
und die Übernahme durch die Regulierungskammer 
nach Satz 2 können nur bis zur Zustellung der Ent-
scheidung an den Beteiligten erfolgen. 

Art. 1d 
Ernennung der Mitglieder der Regulierungskammer 

(1) Der Staatsminister für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie ernennt den Vorsitzenden 
und vier Beisitzer der Regulierungskammer (Mitglieder 
der Regulierungskammer); Art. 1b bleibt unberührt.  

(2) Bei der Ernennung der Mitglieder der Regulie-
rungskammer ist durch eine gestaffelte Bemessung der 
Amtszeiten dafür Sorge zu tragen, dass die Amtszeiten 
der Mitglieder der Regulierungskammer nicht zum sel-
ben Zeitpunkt enden. 

(3) 1Die Ernennung des Vorsitzenden der Regulie-
rungskammer erfolgt für eine Amtszeit von sieben Jah-
ren. 2Eine einmalige Verlängerung der Amtszeit um 
sieben Jahre ist zulässig.  

(4) 1Die Ernennung der Beisitzer der Regulierungskam-
mer erfolgt für eine Amtszeit von fünf bis sieben Jah-
ren. 2Eine Verlängerung der Amtszeit um fünf bis sie-
ben Jahre ist zulässig. 

Art. 1e 
Qualifikation der Mitglieder der Regulierungskammer 

(1) Zum Vorsitzenden der Regulierungskammer kann 
nur ein Beamter auf Lebenszeit ernannt werden, der die 
Befähigung zum Richteramt oder die Qualifikation zum 
Verwaltungsdienst für den Einstieg in der vierten Qua-
lifikationsebene besitzt und über die zur Ausübung des 
Amtes erforderliche Verwaltungserfahrung im Regulie-
rungsbereich verfügt.  

(2) Die Beisitzer der Regulierungskammer müssen Be-
amte mit der Befähigung zum Richteramt oder mit der 
Qualifikation zum Verwaltungsdienst zum Einstieg in 
der vierten Qualifikationsebene oder vergleichbar fach-
kundige Beschäftigte sein.  

(3) Der Vorsitzende oder einer der Beisitzer der Regu-
lierungskammer sollen über die Befähigung zum Rich-
teramt verfügen; Art. 1c Abs. 2 Satz 1 bleibt unberührt. 

Art. 1f 
Amtsenthebung und Versetzung  

der Mitglieder der Regulierungskammer 

Vor Ablauf seiner Amtszeit kann ein Mitglied der Re-
gulierungskammer ohne seine schriftliche Zustimmung 
seines Amtes nur dann enthoben oder in ein anderes 
Amt versetzt werden, wenn eine entsprechende Anwen-
dung der Vorschriften des Deutschen Richtergesetzes 
über die Versetzung oder die Amtsenthebung von Rich-
tern auf Lebenszeit dies zulässt. 

Art. 1g 
Dienstaufsicht  

über die Mitglieder der Regulierungskammer 

Der Staatsminister für Wirtschaft, Infrastruktur, Ver-
kehr und Technologie übt die Dienstaufsicht über die 
Mitglieder der Regulierungskammer aus; Art. 1b bleibt 
unberührt. 

Art. 1h 
Geschäftsstelle der Regulierungskammer 

(1) Die Geschäftsstelle der Regulierungskammer ist 
beim Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie eingerichtet.  

(2) 1Die Stellen der Geschäftsstelle sind im Einverneh-
men mit dem Vorsitzenden der Regulierungskammer 
zu besetzen. 2Die Mitarbeiter der Geschäftsstelle kön-
nen gegen ihren Willen nur im Einvernehmen mit dem 
Vorsitzenden der Regulierungskammer versetzt, abge-
ordnet oder umgesetzt werden.  
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(3) 1Die Mitarbeiter der Geschäftsstelle sind bei der 
Wahrnehmung ihrer Regulierungsaufgaben nur an die 
Weisungen des Vorsitzenden der Regulierungskammer 
gebunden und unterstehen ausschließlich dessen 
Dienstaufsicht. 2Für die Mitarbeiter der Geschäftsstelle 
gilt Art. 1b Abs. 2 entsprechend. 

Art. 1i 
Haushalt der Regulierungskammer  

und der Geschäftsstelle 

(1) Die Personal- und Sachmittel der Regulierungskam-
mer und ihrer Geschäftsstelle sind im Einzelplan des 
Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Ver-
kehr und Technologie gesondert auszuweisen. 

(2) 1Es ist sicherzustellen, dass die Regulierungskam-
mer und ihre Geschäftsstelle sowie die die Regulie-
rungskammer unterstützenden Behörden im Sinn des 
Art. 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 über eine angemessene per-
sonelle und finanzielle Ausstattung verfügen. 2Der Vor-
sitzende der Regulierungskammer entscheidet eigen-
verantwortlich über die Verwendung der nach Abs. 1 
ausgewiesenen Haushaltsmittel.“ 

3. Art. 10 und 11 werden aufgehoben. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Februar 2013 in Kraft. 

Die Präsidentin 

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 
 


